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* Durch Anklicken des Begriffs springen Sie direkt in die jeweilige Begriffserklärung.

Bilanzkennzahlen

ABC grundlegender Begriffe

Eigenkapitalquote

[image: image2.wmf]100

tal

Gesamtkapi

al

Eigenkapit

%

 

in

 

alquote

Eigenkapit

×

=

[image: image3.wmf]100

al

Eigenkapit

al

Fremdkapit

%

 

in

 

ngsgrad

Verschuldu

×

=


[image: image4.wmf]100

ögen

Anlageverm

al

Eigenkapit

%

 

in

 

I

 

kung

Anlagendec

×

=


Interpretationshinweise
Anhaltswert: Nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen sollte die Eigenkapitalquote nicht unter 30 % sinken. Bei zukunftsorientierten Unternehmen mit risikobehafteten und innovativen Plänen sollte die Eigenkapitalquote auch deutlich höher (über 50 %) liegen.

Zum Vergleich: In den letzten Jahren ist die Eigenkapitalquote in der deutschen Wirtschaft im Durchschnitt von rd. 17 % auf rd. 24 % (2005) gestiegen mit einer großen Bandbreite: So betrug der Anstieg von 1997 auf 2004 z.B. im Baugewerbe rd. 5,6 Prozentpunkte (von 2,3 % auf 7,9 %), im Einzelhandel über zehn Prozentpunkte (von 5,6 auf fast 16 %), während in der Chemischen Industrie ein Rückgang von 37,4 auf 34,4 % zu verzeichnen war, also drei Prozentpunkte.
Fragen/Notizen:

*) Vergleichswerte nach Branchen vgl. Fachbuch Branchenkennzahlen 2007, S. 572 ff.
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Verschuldungsgrad

Interpretationshinweise
Nach der goldenen Finanzierungsregel der Betriebswirtschaftslehre sollten sich Eigenkapital und Fremdkapital in etwa die Waage halten, d.h. der optimale Verschuldungskoeffizient wäre 100 %. Die Kennzahl kann jedoch nicht für sich betrachtet werden, da es bei der Verschuldung natürlich auch auf die Struktur der Aktivseite an​kommt: Fremdkapital zur Finanzierung von verwertbaren Immobilien z.B. ist sicherlich anders zu beurteilen als Fremdkapital zur Finanzierung von vielleicht schon nicht mehr vorhandenen Betriebsmitteln.

Andererseits steigt mit zunehmender Fremdfinanzierung die Eigenkapitalrendite (sogenannter Leverage-Effekt). Hier gilt es, die richtige Balance zu finden.

Fragen/Notizen:

*) Vergleichswerte nach Branchen vgl. Fachbuch Branchenkennzahlen 2007, S. 572 ff.
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Anlagendeckung

Interpretationshinweise
Mit dieser Kennzahl wird die Finanzierung des Anlagevermögens analysiert: Nach der sog. goldenen Bilanzregel sollte das Anlagevermögen durch Eigenkapital und langfristiges Fremdkapital gedeckt sein. Dazu tritt der Grundsatz der Fristenkongruenz. Danach soll langfristig gebundenes Vermögen mit langfristigem Kapital (Ei​genkapital und langfristigem Fremdkapital) und kurzfristig gebundenes Vermögen mit kurzfristigem Kapital (z.B. Kontokorrentkredit oder Lieferantenkredite) finanziert werden. Hierdurch soll die ständige Liquidität des Unternehmens gesichert werden, da kurzfristig fällige Verbindlichkeiten auch nur mit kurzfristig fälligen Vermögenswerten (liquiden Mitteln) beglichen werden können. 
Vor dem Hintergrund dieser Überlegung sind auch die folgenden Kennzahlen zu sehen:

Kennzahlen zur Verschuldung und Finanzierung
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Fragen/Notizen:

*) Vergleichswerte nach Branchen vgl. Fachbuch Branchenkennzahlen 2007, S. 572 ff.
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Kapitalbindung


Interpretationshinweise
Je kürzer die Laufzeiten von Debitoren- und Lagerumschlag gehalten werden können, desto weniger kurzfristige Mittel werden im Betrieb gebunden. Aus dem Kreditorenziel in Tagen kann man ggf. entnehmen, ob ein Unternehmen bereits in Schwierigkeiten ist, wenn es z.B. seine Lieferantenschulden nicht mehr in bran​chenüblichen Fristen bezahlt. Gegebenenfalls können auch Finanzierungsfehler aufgedeckt werden, wenn z.B. langfristiges Anlagevermögen durch kurzfristige Lieferantenschulden finanziert wurde. 

Fragen/Notizen:

*) Vergleichswerte nach Branchen vgl. Fachbuch Branchenkennzahlen 2007, S. 572 ff.

Cashflow-Kennzahlen


Eigener Wert
   Branchenwert*)


Der Cashflow gibt den Mittelzufluss im Unternehmen im Betrachtungszeitraum an. Das heißt das durch Bilanzierung ermittelte Ergebnis wird um die nicht zahlungswirksamen Vorgänge bereinigt. Üblicherweise werden nur die Abschreibungen hinzugerechnet, weitere Korrekturen (z.B. um langfristige Rückstellungsbeträge) sind möglich.

Mit dem erweiterten Cashflow wird der Gesamtbetrag der Mittel ermittelt, der zur Bedienung des Fremdkapitals zur Verfügung steht. Korrigiert man noch um die Tilgungen und Ersatzinvestitionen sowie ggf. Aus​schüttungen, Entnahmen und Einlagen, dann erhält man die Kapitaldienstfähigkeit, d.h. den Liquiditätsüberschuss, der zur Verfügung steht, um weitere Kapitalgeber zu bedienen, z.B. im Hinblick auf geplante Erweite​rungsinvestitionen.

Diese klassischen Cashflow-Kennzahlen finden sich wieder, wenn man in den veröffentlichten Ergebnissen von insbesondere New-Economy-Unternehmen auf die Begriffe EBIT (earnings before interest and taxes) und EBITDA (earnings before interest, taxes, depreciation and amortization) stößt, was dem erweiterten Cashflow vor Steuern entspricht.
Fragen/Notizen:

*) Werte teilweise vorhanden je nach Branche, siehe Fachbuch Branchenkennzahlen 2007/2008

Kennzahlen zur Produktivität










          Eigener Wert
    Branchenwert*)
Hier findet man aufgrund der hohen Verbreitung auch praktisch für alle Branchen Vergleichswerte anderer Betriebe (externer Betriebsvergleich). Interessant ist aber auch die Darstellung der Entwicklung dieser Kennzahlen für den eigenen Betrieb über mehrere Jahre (interner Betriebsvergleich). 

Typische Fragestellungen und Überlegungen in diesem Zusammenhang:
· Wenn ein zusätzlicher Mitarbeiter eingestellt wird, wie hoch müsste dann die Umsatzsteige​rung sein, um wieder den alten (Branchen-)Durchschnitt zu erreichen?
· Sind die Personalkosten im Verhältnis zum Umsatz zu hoch? Kann der Umsatz gesteigert oder müssen die Personalkosten gesenkt werden?
· Zahlt sich die Einstellung von höher qualifizierten und damit teureren Mitarbeitern aus, oder ist die Personalkostensteigerung in Bezug auf die Umsatzsteigerung im Branchen​durchschnitt zu hoch?
· Ein Umsatzrückgang von x € deutet einen notwendigen Personalabbau von y Personen.
· Wird im eigenen Betrieb die branchenübliche Produktivität erreicht oder gibt es Steigerungs​möglichkeiten?
· Hat sich die Produktivität verbessert oder verschlechtert?
Wichtig: Bei Vergleichen mit anderen Betrieben ist jeweils zu berücksichti​gen, ob der Unternehmer mitgezählt wird und ob ein kalkulatorischer Unternehmerlohn ange​setzt wird. Insbesondere bei Vergleichen zwischen Personengesellschaften (deren Gewinn steuerlich nicht um den Unternehmerlohn korrigiert ist) und Kapitalgesellschaften (GmbH-Geschäftsführer ist sowohl in der Beschäftigtenzahl als auch in den Personalkosten enthalten) ist Vorsicht bzw. ggf. eine entsprechende Korrektur angebracht.

Fragen/Notizen:

*) Werte teilweise vorhanden je nach Branche, siehe Fachbuch Branchenkennzahlen 2007/2008


Finanzierungsgespräch

ABC grundlegender Begriffe

Added Value

Im Sprachgebrauch der Kapitalbeteiligungen versteht man dar​unter den Wertzuwachs, der durch Ein​bringen von Management-Know-how und die Betreuung der Beteiligungsgesellschaft er​zielt werden soll. 

Asset Backed Security (ASB)

Asset Backed Security ist eine handelbare Schuldverschreibung, die durch Forderungen gedeckt ist. Ein Unternehmen erhält durch Emission von ABS liquide Mittel, indem es einen Teil seiner Forderungen an eine eigens für dieses Finanzierungsmodell gegründete Tochtergesellschaft verkauft. Die Refinanzie​rung der Tochtergesellschaft erfolgt mittels Ausgabe von ABS. Wurden die Forde​rungen durch die Schuldner beglichen, werden die ABS getilgt.

Asset deal

Begriff im Zusammenhang mit Unternehmenskäufen: Wenn einzelne Wirtschaftsgüter übertragen wer​den, spricht man von einem asset deal im Gegensatz zu einem share deal, siehe dort.
Ausfallbürgschaft

Bei einer Ausfallbürgschaft muss ein Bürge erst Zahlung leisten, wenn der Gläubiger die Zwangsvoll​streckung in das Vermögen des Hauptschuldners ohne Erfolg betrieben hat. Die Bürgschaftsbanken zeichnen regelmäßig solche Ausfallbürg​schaften gegenüber Banken und Versicherungen, jedoch müs​sen sie erst Zahlung leisten, wenn alle für das verbürgte Enga​gement bestellten Sicherheiten verwertet worden sind. Man spricht dann von einer modifizierten Ausfallbürgschaft. 

Auszahlungskurs

Darlehen werden entweder in voller Höhe (100 %) des Darle​hensbetrags oder zu einem geringeren Auszahlungskurs ausge​zahlt. Dieser Abschlag wird als Disagio oder Damnum bezeich​net. 

Avalkredit

Bei einem Avalkredit übernimmt die Hausbank die Haftung für eine Verbindlichkeit gegenüber einem Dritten. Für das Kre​ditinstitut stellt die Bereitstellung eines Avalkredits eine Eventualverbindlichkeit dar. Diese Eventualverbindlich​keit wird nur zu einer echten Schuld des Kreditinstituts, wenn der Kreditneh​mer seine zugesagte Leistung nicht er​füllt. Die häufigsten Formen sind Gewährleistungsavale, An​zah​lungsavale, Mietavale, Vertragserfüllungsavale. 

Avalkreditrahmen

Sofern ein Unternehmen im täglichen Geschäftsbetrieb ver​mehrt Bankbürgschaften/-avale benötigt, stellt die Hausbank diesem Unternehmen einen Avalkreditrahmen zur Verfügung. Bis zu einer vereinbarten Größenordnung können dann einzelne Bürgschaften auf Anforderung ausgestellt werden, ohne dass das Institut in die erneute Kreditprüfung eintreten muss. Avalkreditrahmen können von Banken, Spar​kassen und Versiche​rungen zur Verfügung gestellt werden. 

Bereitstellungsprovision

Bereitstellungsprovisionen sind zusätzliche Kosten für einen eingeräumten, aber noch nicht in Anspruch genommenen Kredit.

Bereitstellungszinsen

Bereitstellungszinsen werden ab einem bestimmten Zeitpunkt für (noch) nicht abgerufene Darlehens​beträge fällig.

Best Case 

Geschäftsszenario unter Annahme mehrheitlich positiver Er​eignisse oder Verläufe (= günstigster Fall, optimistische Planungsversion) (im Gegensatz zu ( Worst Case).

Beteiligungskapital

Beteiligungskapital wird von privaten oder öffentlich geför​derten Beteiligungsgesellschaften den kapital​suchenden Grün​dungsunternehmen zumeist für FuE-Tätigkeiten zur Verfügung ge​stellt. Die Beteili​gungsgesellschaften gehen dazu meist stille Gesellschaften und/oder direkte Beteiligungen ein, ohne dafür bankübliche Sicherheiten zu verlangen.

Bonität

Bonität ist ein Synonym für die Zahlungsfähigkeit bzw. Kreditfähigkeit einer Person. Sie bezeichnet die erwartete Fähigkeit und Bereitschaft eines Kreditnehmers, den im Kreditvertrag vereinbarten Verpflich​tungen nachzukommen. Für die Kreditvergabe ist eine positive Einschätzung der Bonität die zentrale Voraussetzung. 

Bürgschaft

Die Bürgschaft ist ein Vertragsverhältnis, durch das sich ein Bürge verpflichtet, dem Gläubiger gegen​über für die Er​füllung der Verbindlichkeiten eines Dritten einzustehen. So​fern keine selbstschuldnerische Bürgschaft vorliegt, kann der Bürge verlangen, dass der Gläubiger zunächst gegen den Hauptschuldner klagt (Einrede der Vorausklage). Bei einer selbstschuldnerischen Bürgschaft hat ein Bürge dieses Recht nicht. Der Bürge ist sofort zur Zahlung verpflichtet, wenn der Hauptschuldner bei Fälligkeit die verbürgte Verbindlich​keit nicht bezahlt. 

Burn Rate

Geschwindigkeit, mit der Geld bei der Anlauffinanzierung (d.h., bevor Einnahmen fließen) aufgebraucht wird, z.B. ausge​drückt in € pro Monat.

Business Angel

Business Angels sind Privatpersonen, häufig selbst erfolgreiche Unternehmer, die sich mit (Eigen-)Ka​pital und/oder Know-how an meist jungen, innovativen Unternehmen mit überdurchschnittlichen Er​folgsaussichten beteiligen. Diese Form der Eigenkapitalverstärkung kann bei besonders risikobehafteten Vorhaben auch sinnvoll neben konventionelle Bankfinanzierung und öffentliche Fördermittel als Ergän​zung treten.

Cash Pooling/Zinsoptimierung 

Cash Pooling dient der Zinsoptimierung innerhalb eines Un​ternehmens mit mehreren Konten bzw. zwi​schen verschiedenen Unternehmen, z.B. im Konzern. Wenn ein Konto einen Soll​saldo aufweist und ein anderes Konto einen Habensaldo, dann kann man einen Ausgleich durch entsprechende Geldtransfers im Rahmen des eigenen Finanzmanagements schaffen. Beim Cash Pooling dagegen werden die Konten untereinander saldenmäßig verrechnet, ohne dass es zu entsprechenden Überweisungen kommt. Im Einzelnen werden folgende Verfahren unterschieden: 

( Zero Balancing; ( Notonial Pooling; ( Margin Compensation; ( Netting.

Einzelheiten siehe bei den einzelnen Stichwor​ten!

Coach/Coaching

Ähnlich wie im Sport begeleitet der Coach als persönlicher Berater den Unternehmer in grundlegenden Entscheidungs- und Veränderungssituationen und hilft ihm, die vielfältigen Sach- und Fachinformation sowie Anforderungen zu koordinieren und zu bewältigen, um den Prozess zum (persönlichen) Erfolg zu führen.

Corporate Governance

Im Venture Capital-Bereich (VC-Bereich) bezeichnet man mit corporate governance die Leitungs- und Aufsichtsstrukturen in der Zielgesellschaft. Hierzu gehören deshalb z.B. ein gebildeter Beirat (advisory board), der Aufsichtsrat (super​visory board) ein Gesellschafterausschuss (shareholder com​mittee), aber auch mit dem VC-Geber vereinbarte zustimmungs​pflichtige Geschäfte (consent requirements) werden unter dem Begriff CG zusammengefasst. 

Corporate Venturing

Übliche Bezeichnung von Beteiligungskapital, das von Unter​nehmen oder verbundenen Beteiligungsge​sellschaften zur Ver​fügung gestellt wird, die ein weitergehendes Interesse an dem Unternehmen haben (z.B. Lieferantenkontakte, strategi​sche Ausrichtung der Geschäfte, Übernahmegedanken etc.).

Co-Venturing

An einem Unternehmen beteiligen sich mehrere Unternehmen, wobei einer als Lead-Investor auftritt.

Darlehen

Ein Darlehen ist ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den der Darlehensgeber verpflichtet wird, dem Darlehensnehmer einen bestimmten Geldbetrag oder eine vereinbarte vertret​bare Sache zur Verfügung zu stellen. Der Darlehensnehmer wird verpflichtet, bei Fälligkeit den Betrag bzw. die oder eine Sache gleicher Art, Güte und Menge zurückzuerstatten und falls vereinbart ein Darlehensentgelt (Zins) zu zah​len.

De-minimis-Regelung

In der Europäischen Union sind wettbewerbsverfälschende staatliche Vergünstigungen/Subventionen an bestimmte Unter​nehmen oder Produktionszweige verboten, wenn sie den zwi​schenstaatlichen Handel innerhalb der Europäischen Union be​einträchtigen (Art. 87 Abs. 1 EG-Vertrag). In bestimm​ten Fällen kann die Europäische Kommission Subventionen al​lerdings ausnahmsweise genehmigen. Hierfür muss jede staat​liche Vergünstigung/Subvention/Förderung, die einem Unter​nehmen zugute kommt, in Brüssel notifiziert werden. Die Eu​ropäische Kommission entscheidet dann, ob die betreffende Vergünsti​gung/Subvention i.S.d. EG-Vertrags gewährt werden kann oder nicht. Dieses Verfahren wird durch die De-minimis-Regelung vereinfacht. Liegen die Subventionen unter einer bestimmten Bagatell​grenze, müssen sie nicht bei der Europäischen Kommission angemeldet und genehmigt werden. Dies gilt für finanzielle Vergünstigungen, die vom Staat bzw. von staatlichen Stellen an einzelne Unternehmen ausge​reicht werden und innerhalb von drei Jahren den Wert von 200.000 € nicht übersteigen.

Direct Mail

Kundenansprache durch direktes Anschreiben per Post; um ein bestimmtes Kundensegment anzuspre​chen, werden die Adressaten meistens nach speziellen demographischen Kriterien ausge​wählt.

Due Diligence 

Bonitätsprüfung und Bewertung eines Unternehmens vor Über​nahme einer Beteiligung, wobei die Be​wertung vor allem auf die künftige Ertragskraft bzw. auf Marktperspektiven abge​stellt ist. Mit dem Begriff bezeichnet man die eingehende Prüfung eines zum Verkauf stehenden Unternehmens. Dabei werden in tagelanger Expertenarbeit ausführliche Fragenkataloge zu allen relevanten Unternehmensbereichen abgearbeitet (wirtschaftliche, rechtliche, steuerliche, technische Due Diligence). Dazu werden den Ex​perten (i.d.R. Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte) während eines bestimmten Zeitraums alle relevanten Unterlagen in einem abgeschlossenen Raum (dem sogenannten data room) zur Einsicht zur Verfü​gung gestellt.

Early Stage oder Start-up-Phase

Entwicklungsphase eines Unternehmens von der Firmengründung bis zum Marktauftritt und ersten Markterfolgen.

EBIT

= Earnings Before Interest and Taxes: bezeichnet das Be​triebsergebnis vor Zinsen und Ertragsteuern.

EBITDA

= Earnings Before Interest, Taxes, Depreciation and Amortization: Bezeichnet das Betriebsergebnis vor Zin​sen, Steuern vom Einkommen und Ertrag, Abschreibungen auf Sachanlagen und immaterielle Vermö​genswerte (Firmenwert).

Eigenkapital 

Eigenkapital bzw. Eigenmittel sind diejenigen Mittel, die in das Unternehmen außerhalb der Fremdfinan​zierung vom Inha​ber/Gesellschafter eingebracht wurden. Das können bare Ei​genmittel und/oder Sach​einlagen sein. Dem Eigenkapital kommt wegen seiner positiven Wirkung auf die Insolvenzfestigkeit und das Rating bei der Unternehmensfinanzierung höchste Be​deutung zu. 

Eigenkapitalparität

Als Obergrenze für die Höhe der Beteiligung setzen einige Beteiligungsgesellschaften die Kapitalparität voraus. Somit darf die neue Beteiligung maximal die Höhe des im Unterneh​men vorhandenen Eigenkapi​tals betragen. Bei einer Beteiligung im Rahmen eines Existenzgründungsvorhabens oder einer Wachs​tumsfinanzierung können auch zukünftige Perspektiven in Form der erwarteten Jahresüberschüsse zur Darstellung des Kapi​tals im Unternehmen herangezogen werden (programmabhängig). 

Eigenkapitalquote 

Die Eigenkapitalquote ist eine betriebswirtschaftliche Kenn​ziffer, die das Verhältnis zwischen dem ein​gesetzten eigenen Kapital und dem Gesamtkapital eines Unternehmens darstellt.

Ertragsvorschau 

In der Ertragsvorschau werden den künftigen Umsätzen und Er​trägen die prognostizierten Kosten ge​genübergestellt und aus der Differenz ein Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag gebil​det. Die Ertragsvor​schau dient zur Prüfung der künftigen Rentabilität des Unternehmens. 

Existenzgründungsfinanzierung (Start-Up)

Finanzmittel, die für die erste wirtschaftliche Vollexistenz durch Erwerb einer tätigen Beteiligung oder Gründung eines Unternehmen zur Verfügung gestellt werden müssen.

Exit/Exit-Szenario

Insbesondere Risikokapitalgeber (Venture-Capital-Geber) möchten sich normalerweise nur auf be​grenzte Zeit im Unternehmen engagieren und sind deshalb daran interessiert, wie sie wieder an ihr Geld und den erwarteten Wertzuwachs aus ihrer Kapitalbeteiligung kommen. Das heißt, sie interessieren sich für den Ausstieg (= exit) aus ihrer Investition. Das kann z.B. der Verkauf von Aktienanteilen an der Börse sein, am privaten Kapitalmarkt oder der Rückkauf von Anteilen durch den Unternehmer bzw. die Aus​zahlung einer stillen Beteiligung durch den Unternehmer selbst.

Factoring

Unter Factoring versteht man den Kauf von Geldforderungen aus Warenlieferungen und Dienstleistun​gen. Factoring dient der kurzfristigen Umsatzfinanzierung und dem hundertprozentigen Schutz vor For​derungsausfällen. Unterschieden werden echtes und unechtes Factoring. Beim Echten Factoring hat der Factor keine Rückgriffsmöglichkeit auf seinen Kunden, d.h., er übernimmt bei Zahlungsunfähigkeit des Debitors das Ausfallrisiko. Hat der Factor  die Möglichkeit, bei Zahlungsunfähigkeit des Debitors auf den Faktorkunden zurückzugreifen, bezeichnet man dies als unechtes Factoring. 

First-mover-advantage (fma)

Marktvorsprung des ersten Anbieters (siehe auch ( unique selling proposition).

Förderbanken

Eine Förderbank befindet sich im Mehrheitsbesitz staatlicher bzw. öffentlich-rechtlicher Eigentümer. Sie hat die Aufgabe, günstig konditionierte Finanzierungsmittel über lokale Geschäftsbanken und Sparkas​sen an die Endkreditnehmer durchzuleiten und die Haftung für die Kredite zu übernehmen. 

Förderungsprogramme

Existenzgründer haben bei ungenügender Eigenkapitalausstat​tung und aufgrund eines hohen techni​schen Risikos im Rahmen von FuE-Vorhaben die Möglichkeit, eine staatlichen Förderung in Anspruch zu nehmen. Diese kann als kostenlose Beratung, Gewährung zinsgünstiger (subventionierter) Kredite oder der Zahlung von nicht rückzahlbaren Zuschüs​sen erfolgen.

Fristenkongruenz

Unter der Fristenkongruenz versteht man die Forderung, dass die Nutzungsdauer eines Anlagegegen​stands grundsätzlich die Bezugsgröße für die Laufzeit der entsprechenden Finanzierung sein sollte. Konkret bedeutet das: Langfristig dem Unternehmen zur Verfügung stehendes Vermögen (z.B. Be​triebsimmobilie, Maschinen, Fuhrpark) sollte auch langfristig durch Eigenkapital und/oder langfristiges Fremdkapital finanziert sein, kurzfristiges Vermögen wie z.B. Forderungen gegenüber Kunden entspre​chend durch kurzfristige Finanzierungsformen (z.B. Kontokorrentkredit). 

Gemeinschaftsaufgabe (GA)

Die „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) fördert Regionen in Deutschland. Unterschieden werden „Ziel-1-Gebiete“ (neue Bundesländer) und „Ziel-2-Gebiete“ (Alt​industrieregionen in Westdeutsch​land mit Strukturproblemen (z.B. Ruhrgebiet) oder struktur​schwache Regionen). Träger und Geldgeber sind je zur Hälfte der Bund und das jeweilige Bundesland, in dem die zu för​dernde Region liegt; ergänzend steuert die EU weitere För​dermittel aus dem Europäischen Regio​nalfonds (EFRE) bei. Ge​fördert werden regional- und arbeitsmarktpolitische Investi​tionen von Unter​nehmen in der jeweiligen Förderregion. Be​willigt werden die Mittel vom zuständigen Bundesland. Alle bewilligten GA-Förderungen werden dem Bundesamt für Wirt​schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Eschborn (Hessen) ge​meldet. Den Kern der GA-Förderung bilden Investitionszu​schüsse. 

Geordnete finanzielle/wirtschaftliche Verhältnisse 

Die Kreditinstitute sprechen bei nicht Selbständigen von geordneten wirtschaftlichen bzw. finanziellen Verhältnissen, sofern keine Bankverbindlichkeiten bestehen bzw. Kredite und Darlehen nur in bedienba​rer Höhe aufgenommen wurden. Weiter​hin sollten keine Negativmerkmale in der Kontoführung beste​hen. Bei Selbständigen spricht man von geordneten Verhält​nissen, wenn die zeitnahen Jahresab​schlussunterlagen keinen Grund zu Beanstandungen geben. Dieses ist der Fall, wenn eine angemes​sene Eigenmittelausstattung dokumentiert werden kann und die Ertragslage für den Unternehmer/die Unternehmer mindestens auskömmlich ist. 

Gewährleistungsbürgschaft

Bei der Gewährleistungsbürgschaft verbürgt sich die Hausbank des Auftragnehmers für die Mängel aus einem erstellten Ge​werk innerhalb der gesetzlichen Fristen. Durch diese Gewähr​leistungs​bürg​schaft kann der vom Auftraggeber einbehaltene Teil eines Rechnungsbetrags als Sicherheitseinbehalt (meist 5 % der Rechnungssumme) ausgelöst werden. Das Unternehmen muss somit nicht auf den Betrag aus dem Sicherheitseinbehalt verzichten, der in der Summe der Kunden erheblich sein könnte. 

Going-Public und Initial Public Offering (IPO)

Erstmaliger Börsengang eines Unternehmens und Publikumsöff​nung, d.h. eine breite Öffentlichkeit erhält Gelegenheit, in eine Firma zu investieren.

Goldene Finanzierungsregel

Die Goldene Finanzierungsregel besagt, dass sich Eigenkapital und Fremdkapital annähernd die Waage halten sollten, d.h. es soll eine Fristengleichheit zwischen Mittelherkunft und Mittelverwendung gegeben sein. 

Gründungszuschuss

Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer selbständigen, hauptberuflichen Tätigkeit die Arbeitslosigkeit beenden, haben zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der Existenzgründung Anspruch auf einen Gründungszuschuss. Die seit August 2006 gültige Regelung fin​det sich in § 57 SGB III.

Mit dem Gründungszuschuss erhalten Gründerinnen und Gründer zur Sicherung des Lebensunterhalts in der ersten Phase nach der Gründung einen Zuschuss in Höhe ihres individuellen Ar​beitslosengeldes. Zur sozialen Absicherung wird in dieser Zeit zusätzlich eine Pauschale von monatlich 300 € ge​zahlt, die eine freiwillige Absicherung in den gesetzlichen Sozialversicherungen ermöglicht. In der zweiten Förderphase wird nur noch die Pauschale gezahlt. 

Der Gründungszuschuss ist steuerfrei und unterliegt auch nicht dem Progressionsvorbehalt. 

Hands on

Aktive Betreuung; der Investor zielt auf eine Wertsteigerung durch aktive Unterstützung des Manage​ments ab (über die Mitwirkung in Beiräten, Aufsichtsräten etc. hinausgehende Aktivitäten).

Hard Money

Kapital, das eine Rendite erwirtschaften muss, z.B. Venture Capital.

Hedge Fonds

Hedge Fonds können anders als Aktien- oder Rentenfonds alle Möglichkeiten nutzen, welche der Markt ihnen bietet. Sie können sich in anderen Märkten wie z.B. dem Rohstoffmarkt oder auch dem Güter​markt engagieren. Zudem dürfen Hedge Fonds Leerverkäufe tätigen und auf Kredit investieren. Ziel ist es, unabhängig von der Marktentwicklung, bspw. auch bei fallenden Börsenkursen, eine Rendite zu er​wirtschaften. 

High-Tech-Gründerfonds

Der High-Tech-Gründerfonds investiert Risikokapital in junge, chancenreiche Technologieunternehmen, die viel ver​sprechende Forschungsergebnisse unternehmerisch umsetzen. Neben dem dringend nötigen Startkapital erhält das Manage​ment des Unternehmens auch die notwendige Betreuung und Un​terstüt​zung.

Hurdle Rate

Minimale Rendite (IRR, Internal Rate of Return), die er​reicht werden muss, damit eine Investition inte​ressant er​scheint („Hürde“, ab der Venture Capital erst interessant wird = 30–40 %).

Initial Public Offering (IPO) und Going-Public

Erstmaliger Börsengang eines Unternehmens und Publikumsöff​nung, d.h., eine breite Öffentlichkeit erhält Gelegenheit, in eine Firma zu investieren.

Internal Rate of Return (IRR)

Interner Zinsfuß = Diskontsatz (Kapitalisierungszinsfuß), bei dem der Net Present Value (NPV = Barwert, Kapitalwert) aller negativen und positiven Cashflows gleich null wird.

Kapitalbedarfsplanung 

Der Kapitalbedarfs- und Finanzierungsplan beinhaltet eine Gegenüberstellung der benötigten Mittel (In​vestitionen, Wa​renausstattung, Liquidität etc.) und der vorhandenen Mittel (Eigenkapital, zugesagte/zu beantragende Kredite etc.). 

Kapitaldienstfähigkeit

Als Kapitaldienstfähigkeit wird die Fähigkeit des Kreditnehmers bezeichnet, aus seinen laufenden Ein​nahmen die zukünftigen Zins- und Tilgungszahlungen (Kapitaldienst) zu zahlen.

Koinvestor/Koventuring

Bei größeren Investitionsvorhaben werden oft zwei oder mehrere VC-Gesellschaften mit Finanzierung betraut, wobei eine VC-Gesellschaft dann die Rolle des Leadinvestors nimmt. 

Kreditsicherheiten

Unterschieden wird grundsätzlich zwischen Sach- und Perso​nensicherheiten. Zu den gängigen Sachsi​cherheiten zählen die Grundschuld, die Verpfändung, die Abtretung und die Siche​rungsübereignung. Unter Personensicherheiten versteht man im Wesentlichen Bürgschaften bzw. die Mitverpflichtung in einem Vertragsverhältnis (siehe auch Sicherheiten).

Kreditwürdigkeit 

Voraussetzung für eine Kreditzusage. Die Bank prüft die persönlichen und materiellen Voraussetzungen des Antragstellers, um einzuschätzen, ob aller Wahrscheinlichkeit nach der Kredit einschließlich der Zinsen zurückgezahlt werden kann.

Lead Investor

Derjenige Investor – zumeist mit dem größten Anteil –, der sowohl die Organisation der Finanzierung als auch die Hands-on-Betreuung übernimmt. ( siehe Erklärung Hands On

Leasing 

Als Leasing bezeichnet man ein über einen bestimmten Zeit​raum abgeschlossenes miet- oder pacht​ähnliches Verhältnis. Dieses Verhältnis wird zwischen Leasinggeber und Leasingneh​mer in einem Lea​singvertrag vereinbart. Leasing wird als Sonderform der Fremdfinanzierung bezeichnet, jedoch erwirbt der Leasingnehmer kein Eigentum, sondern er hat lediglich das Recht, gegen eine zu zahlende Gebühr das Leasinggut für die Vertragsdauer zu nutzen. 

Letter of intent (LOI)

LOI ist eine schriftliche Absichtserklärung der VC-Gesell​schaft, in der die grundsätzliche Bereitschaft einer künfti​gen Beteiligung nebst Konditionen und Basis der Annahmen schriftlich erklärt werden. Zu​sätzlich wird oft das weitere Vorgehen skizziert, die Vertraulichkeit zugesichert und eine Exklusivitätserklä​rung vom Kunden für das Vorhaben erwartet.

Leverage-buy-out (LBO)

Als Leverage-buy-out wird ein MBO oder MBI bezeichnet, bei dem der Kaufpreis zum überwiegenden Teil aus Fremdmitteln (Leverage) finanziert wird. Der Schuldendienst wird im Er​gebnis meist aus dem Cashflow des erworbenen Unternehmens erbracht. Über eine neu zu gründende weitere Gesellschaft kann der gezahlte Unternehmenswert aktiviert werden und bie​tet somit Abschreibungspotential.

Liquiditätsplanung

In der Liquiditätsplanung plant der Unternehmer/die Unter​nehmerin, welche Zahlungseingänge und 
-ausgänge erfolgt sind und welche wann bevorstehen. So ergibt sich eine sichere Vorschau auf die kommenden Monate.

Make or Buy

Entscheidung, ob ein Produkt oder eine Dienstleistung selbst hergestellt (make) oder eingekauft (buy) wird.

Management-buy-in (MBI)

Übernahme des Unternehmens durch einen Außenstehenden: Ein unternehmensfremder Kapitalgeber kauft sich in das Unternehmen ein und übernimmt zugleich die Geschäftsführung (das Management).

Management-buy-out (MBO)

Übernahme eines Unternehmens durch einen bereits in der Füh​rungsebene beschäftigten Mitarbeiter: Bisherige Fürungskräfte/Mitarbeiter übernehmen die Anteile ihres bisherigen Arbeitgebers und führen das Unternehmen als Eigentümer und Manager/Mitarbeiter fort.

Margin Compensation

Verfahren zum ( Cash Pooling.

Die Salden der beteiligten Konten nehmen direkt am Cash Poo​ling teil, ohne dass ein physischer Über​trag zu einem Haupt​konto erfolgt. Eine Optimierung Ihres Zinsergebnisses wird somit länderübergreifend erreicht. Zusätzlich ist eine wäh​rungsübergreifende Kompensation möglich. Die errechneten Zinsen werden den beteiligten Konten direkt belastet bzw. gutgeschrieben. Der Zinssatz orientiert sich hierbei an ei​nem Referenzzinssatz (z.B. EONIA) zuzüglich/abzüglich einer – in einer fest vereinbarten Band​breite variablen – Marge. Die Höhe der Marge richtet sich nach dem Kompensationsver​hältnis zwischen Soll- und Habensalden.
Markterschließungskosten

Markterschließungskosten dienen dazu, einmalige Informati​onserfordernisse, die für die Erschließung neuer Märkte er​forderlich sind, sicherzustellen.

Mergers and Acquisitions (M & A)

Begriff für alles, was sich mit Fragen um Unternehmenskauf und Unternehmensverkauf beschäftigt. Auf deutsch spricht man von Unternehmenskauf und Unternehmensverkauf. In der „Szene“ (Fachliteratur, Unternehmensmakler) wird jedoch auch häufig der neudeutsche Ausdruck M & A (sprich: „EM ÄND ÄI“) verwendet.

Mezzanine-Kapital 

Mezzanine-Kapital ist eine flexible Finanzierungsform, die bilanziell zwischen dem Eigenkapital und dem Fremdkapital steht. Es kann insbesondere in Form von Darlehen, Genuss​scheinen und stillen Beteili​gungen vergeben werden. Durch die Nachrangigkeit von Mezzanine-Kapital in Bezug auf andere Gläu​biger stärkt das kapitalnehmende Unternehmen seine Ei​genkapitalposition, ohne den Investoren dafür volle Gesell​schafterrechte einräumen zu müssen. Die Investoren sind i.d.R. Private-Equity-Ge​sellschaften und Banken. Ziel​gruppen der Investoren sind vor allem Unternehmen mit einem hohen Finanzbedarf, wie er beispielsweise bei Management-Buy-Outs und Expansionsfinanzierungen (z.B. Erweiterung von Produktionskapazitäten, Erschließung neuer Märkte, Entwick​lung neuer Produkte) besteht.

Mietkauf

Beim Mietkauf wird dem Mieter vom Vermieter das Recht eingeräumt, innerhalb einer bestimmten Frist durch einseitige Erklärung die gemietete Sache käuflich zu erwerben. Der Preis wird dabei vorher be​stimmt und die bis zum Kaufzeitpunkt gezahlte Miete angerechnet. 

Net Present Value (NPV)

Nettowert eines zukünftigen Vermögenswerts, z.B. eines Cashflows, aus gegenwärtiger Sicht; Antwort auf die Frage: Wie viel ist ein zukünftiger Geldbetrag heute wert? (= Barwert, Kapitalwert).

Netting

Verfahren zum ( Cash Pooling im Konzern.

Die Hauptanwendung liegt bei internationalen Konzernen, in denen es zwischen den verschiedenen Einheiten zu wechselsei​tigen Liefer- und Leistungsbeziehungen kommt, die interne Zahlungsflüsse auslösen.
Nominal Case oder Normal Case

Annahme des nach bestem Wissen und Gewissen wahrscheinlichs​ten Geschäftsszenarios („Normal​fall“), oft auch „Base Case“ (Grundfall, Ausgangsversion, realistische Planvariante) ge​nannt.

Notional Pooling

Verfahren zum ( Cash Pooling.

Hier erfolgt kein physischer Transfer der Liquidität. Die Salden der vordefinierten Pool-Konten werden kompensiert, und es wird für diese Kontengruppe nur eine Zinsabrechnung durchgeführt.

Bei beiden Verfahren findet nur eine Zinsabrechnung auf ei​nem vordefinierten Hauptkonto statt. Somit ist die Durch​führung einer internen Zinsverrechnung – i.d.R. durch den Pool-Führer – erforderlich.

Pre-Seed-Finanzierung

Vor Gründungs- bzw. Ideenfindungsphase, in der beispiels​weise entwicklungsfähige, potentielle Ar​beitskräfte (z.B. Studenten unterer Semester) gefördert werden, um ein in der Zukunft liegendes Vorha​ben zu realisieren.

Rating

Unter Rating versteht man statistisch ausgewertete Verfahren, mit deren Hilfe Banken oder auch Rating-Agenturen oder auch das Unternehmen selbst aus bestimmten Kennzahlen und Gegebenheiten im Un​ternehmen (Kredit-) Ausfallwahrscheinlichkeiten berechnen können.

Sanierungskredit

Darlehen oder Kredite, die der Sanierung eines Unternehmens dienen sollen. Oft müssen vergangen​heitsbezogen Verluste oder Entnahmen der Gesellschafter finanziert werden, um den Fortbestand des Unternehmens zu sichern. Die Verbürgung sol​cher Fremdmittel ist den Bürgschaftsbanken richtlinien​gemäß nicht gestattet.

Scoring-Verfahren

Scoring-Verfahren dienen der Standardisierung von Kreditwürdigkeitsprüfungen im Massengeschäft. Die Kreditnehmer werden mittels einer Reihe von Merkmalen beschrieben, diesen Kriterien werden an​schließend bestimmte Werte zugeordnet. Die Ausprägung der Werte enthält Informationen darüber, ob in der Vergangenheit das entsprechende Merkmal einen positiven oder negativen Einfluss auf den Ver​lauf der Kreditbeziehung ausgeübt hat. Anschließend werden die Werte in bestimmter Weise aggregiert. Als Ergebnis erhält man einen Score, der Aufschluss über die Bonität des potentiellen Kreditnehmers gibt. Die Entscheidung, ob ein Kredit vergeben wird, kann von dem Erreichen einer bestimmten Punkt​zahl (Trennscore) abhängig gemacht werden. Alternativ können die Score-Werte auch verschiedenen Rating-Klassen zugeordnet werden. Neben dem Antragsscoring als zeitpunktbezogener Betrachtung vor der Kreditvergabe kann auch ein Verhaltensscoring durchgeführt werden. Hierbei wird während der Laufzeit des Kredits das Verhalten des Kreditnehmers beobachtet. Daraus werden Rückschlüsse auf verschiedene Kreditrisiken gewonnen. Scoring-Verfahren bieten den Vorteil, dass alle Kredit-Sachbear​beiter nach einem einheitlichen System entscheiden. Zudem können durch die Nutzung computerunter​stützter Scoring-Verfahren der Prüfungszeitraum verkürzt und die Prüfungskosten reduziert werden. 

Seed-Finanzierung

Starthilfe für besonders innovative Existenzgründungen, kurz vor oder nach unmittelbarem Beginn der Gründungsphase (ein​schließlich Erstellung eines Businessplans).

Share deal

Begriff im Zusammenhang mit Unternehmenskauf: Von einem share deal oder Anteilsgeschäft spricht man dann, wenn Unternehmensanteile oder Unternehmen im Ganzen verkauft werden (im Gegensatz zu einem asset deal, siehe dort). Asset deal und share deal haben vor allem unterschiedliche haftungs​rechtliche und steuerrechtliche Konsequenzen, weshalb man hier genau unterscheiden muss.

Sicherheiten

Als Sicherheit wird die mögliche Reduzierung des Risikos aus überlassenen Geldbeträgen oder Eventu​alverbindlichkeiten (Avalkredit) verstanden. Die gestellten Sicherheiten werden auf Initiative des Kredit​gebers verwertet, sofern der Schuldner seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. Man unter​scheidet grundsätzlich zwischen Sach- und Personensicherhei​ten. Unter Personensicherheiten versteht man im Wesentlichen die Bürgschaft oder den Schuldbeitritt bzw. die Mitver​pflichtung. Sachsicherheiten sind im Wesentlichen die Grund​schuld, die Verpfändung sowie die Sicherungsübereignung. Bei der Abtre​tung/Zession wird eine Sicherheit an bestimmten Rechten bestellt. Sie wird trotzdem als Sachsicherheit be​handelt. 

Sicherungsübereignung

Zur Besicherung von Krediten werden in der üblichen Bankpra​xis z.B. Kraftfahrzeuge, Maschinen, Ein​richtungsgegenstände sowie Waren und Vorräte sicherungsübereignet (vgl. Verpfän​dung). Ein wesentli​cher Unterschied zum Pfandrecht besteht darin, dass das Sicherungsgut bei dem Sicherungsgeber zur Nutzung verbleibt. Hierdurch entstehen aus Banksicht beson​dere Risiken (z.B. Untergang, besondere Abnutzung), so dass die Kreditinstitute der Sicherungsübereignung nur wenig Werthaltigkeit beimessen. 

Soft Money

Kapital, für welches kein Renditezwang besteht; wird meis​tens von Familie, Bekannten, Staat oder Stiftungen zur Ver​fügung gestellt (sogenannten 3-F- oder fff-Finanzierung: friends, fools and family)

Spin-off-Gründung

Ausgründung eines bisher unselbständigen Bereichs aus einem größeren Unternehmen als selb​ständiges, neues Unternehmen häufig verbunden mit der Übernahme durch das bisherige Management (als Management-buy-out, siehe dort).

Spin-off/outsourcing

Ausgründung einer Geschäftseinheit aus der eigenen Unterneh​mens- oder Konzernkompetenz zur Kostenreduzierung.

Start-up

Phase sofort nach Gründung eines Unternehmens, oft auch Be​zeichnung für ein Wachstumsunterneh​men (ein „Start-up“); ab​geschlossen ist ein Start-up mit einem IPO oder mit dem Ver​kauf des Unterneh​mens.

Unique Selling Proposition (USP)

„Einzigartiges Verkaufsangebot“, d.h. schlagendes Verkaufs​argument oder spezielle Eigenschaft, wel​che einem Produkt oder einer Dienstleistung einen größeren Kundennutzen ver​schafft (= „Alleinstel​lungsmerkmal“).

Der USP bezeichnet die einzigartige Unternehmensidee, die das Unternehmen von seinen Mitbewerbern unterscheidet. Der USP beschreibt oft den Grund für ein echtes Alleinstellungs​merkmal/einen Mehrwert im Markt oder auch die Gründe für ei​nen Marktvorsprung (fma = first-mover-advantage). 

Velocity

„Geschwindigkeit“ der Umsetzung des Businessplans: „High Ve​locity“ schafft einen Vorsprung zur Kon​kurrenz.

Venture-Capital-Gesellschaften (VC-Gesellschaften)

Unternehmen, die mit unterschiedlichen Absichten Beteili​gungskapital zur Verfügung stellen. 

Venture Capital/Wagniskapital

Risikokapital, das private Kapitalgeber oder spezielle Wagniskapitalgesellschaften als Eigenkapital oder stille Beteiligung geben.

Win-Win-Situation

Situation, in der alle beteiligten Personen oder Unternehmen gewinnen oder aus der alle Beteiligten ei​nen gerecht ver​teilten Nutzen ziehen.

Worst Case

Annahme eines Geschäftsszenarios unter Einrechnung mehrheit​lich ungünstiger Bedingungen (= pes​simistische Planversion) (im Gegensatz zu ( Best Case).

Zero Balancing

Verfahren zum ( Cash Pooling.

Innerhalb eines Konten-Pools werden vordefinierte Nebenkon​ten täglich zugunsten bzw. zu Lasten eines Hauptkontos aus​geglichen. Dieser Ausgleich erfolgt vollautomatisch und va​lutenneutral. Die Liquiditäts​situation des Pools spiegelt sich im Saldo des Hauptkontos wider.

Zinsoptimierung

siehe Cash Pooling


Kostenrechnung

ABC grundlegender Begriffe

Lesen Sie im Loseblattwerk zur Kostenrechnung insbesondere Teil 5/8.5.3.1 (Grundlagen) und 5/9.1 (Vertiefung).

Abschreibungen 

Wertminderung, die als Verbrauch des spezifischen Nut​zungspotentials eines bestimmten Guts (An​lage, Gebäude, Maschine) interpretiert werden kann. 

Abweichungsanalyse

Oberbegriff für eine Untersuchung der Ursachen von Ab​weichungen der Ist- von den Plankosten im Rahmen der Plankostenrechnung.
Allgemeine KostensteIlen

Allgemeine Kostenstellen

Haben Tätigkeiten inne, die dem gesamten Betrieb die​nen, z.B. Stromversorgung, Betriebsfeuerwehr, innerbe​trieblicher Transport etc. 

Anbauverfahren

Variante des Kostenstellenumlageverfahrens, das den in​nerbetrieblichen Leistungsaustausch zwischen den Hilfs​kostensteIlen völlig vernachlässigt. Die HilfskostensteIlen werden nur über die Hauptkos​tensteIlen abgerechnet. Es entstehen somit keine sekundären Gemeinkosten auf den HilfskostensteI​len. Das Verfahren ist ein grobes Nähe​rungsverfahren, da der innerbetriebliche Leistungsverkehr unbe​rücksichtigt bleibt. Es werden zwar die gesamten primären Kosten der HilfskostensteIlen auf die Haupt​kostensteIlen überwälzt, doch kommt es i.d.R. zu erhebli​chen Kostenverzerrungen. 

Anderskosten

Kosten, denen ein Aufwand in einer anderen Höhe ge​genübersteht. Sie bilden mit den Zusatzkosten die ( Kal​kulatorischen Kosten, z.B. Kalkulatorische Zinsen, Kalku​latorische Abschreibungen. 

Äquivalenzziffer

Verhältniszahl (Gewichtsziffer, Wertigkeitsziffer, Umrechnungsfaktor, Verhältniszahl der Kostenbelas​tung) zur Um​rechnung von Fertigungsmengen artverwandter Produkte auf einen einheitlichen Maßstab. Das Einheitsprodukt er​hält i.d.R. die Äquivalenzziffer I. 

Äquivalenzziffernkalkulation

Es handelt sich um ein Verfahren, dass der Divisionskal​kulation ähnlich ist, bei dem aber unterstellt wird, dass die für Herstellung und Vertrieb anfallenden Kosten artver​wandter Produkte in einem be​stimmten Verhältnis zuein​ander stehen. Diese fertigungstechnischen Ähnlichkeiten treten bei der Sor​tenfertigung auf, z.B. bei Brauereien, Ziegeleien, Zigaretten- oder Zementfabriken. 

Aufwandsgleiche Kosten

Sie machen den größten Teil der Kosten aus und stimmen mit den entsprechenden Zahlen der Finanz​buchhaltung überein. 

Abgrenzung zu Kosten ( siehe dort 

Bereitschaftskosten

Kosten der Betriebsbereitschaft, z.B. Raumkosten, Kapi​talkosten für das Anlagevermögen, die Kosten für die Vor​ratshaltung, um lieferfähig zu sein, etc. Würde ein Unter​nehmen in einem Jahr keine Leistun​gen erstellen, wären die Bereitschaftskosten identisch mit dem Verlust, welcher in diesem Jahr entste​hen würde (maximales Verlustrisiko). Vgl. auch ( Leistungskosten.

Bereitschaftskosten I: lassen sich noch einzelnen Produk​ten/Produktgruppen zuordnen (z.B. Werk​halle 1, Werk​halle 2). 

Bereitschaftskosten II: sind nur noch willkürlich zure​chenbar (z.B. Verwaltungsgebäude). 

Beschäftigung

Bezeichnung für die Ausnutzung der betrieblichen Kapa​zität. Als mögliche Maßgröße kommen die Aus​bringungs​menge, die Fertigungszeit oder die Lohnkosten in Frage. 

Beschäftigungsabweichung (Leerkosten)

Leerkosten sind die Differenz zwischen Sollkosten und den verrechneten Plankosten im Rahmen eines Soll-Ist-Ver​gleichs. Sie entsprechen dem Teil der Fixkosten, der bei festen Zuschlagssätzen bzw. Diviso​ren berechnet nach Vollauslastung der Kapazitäten bei Unterbeschäftigung zu wenig und bei Überbe​schäftigung zu viel auf die Kosten​träger verrechnet worden ist. 

Beschäftigungsgrad

Das Verhältnis zwischen der tatsächlich genutzten Kapa​zität und der insgesamt gegebenen Kapazität des Betriebs. 

Betriebsabrechnungsbogen (BAB)

Der Betriebsabrechnungsbogen erfüllt die Aufgaben der KostensteIlenrechnung in statistisch-tabellari​scher Form. In ihm werden zeilenweise die Kostenarten und spalten​weise die KostensteIlen aufgeführt. Seine Aufga​ben lassen sich wie folgt definieren: Verteilung der primären Gemeinkosten (im BAB werden nur Gemein​kosten verrechnet) auf die KostensteIlen nach dem Verursacherprinzip; Durchführung der innerbetrieblichen Leistungserstellung; Bildung von Kalkulationssätzen (in diesem Zusammenhang tauchen zur besseren Übersicht auch Einzelkosten im BAB auf); Kostenkontrolle.

Break-even-Analyse

Es werden die Absatzmengen bestimmt, bei denen die Ge​samtkosten gerade durch den Gesamtum​satz gedeckt wer​den. Es wird eine kritische Ausstoßmenge bestimmt, die erreicht werden muss, damit die Unternehmung einen Ge​winn erzielt (vgl. Abb. Teil 5/8.5, 40).

Deckungsbeitrag

Differenz der Einzelerlöse über die Einzelkosten eines be​stimmten sachlich und zeitlich abgegrenzten Kalkulations​objekts, z.B. einer bestimmten Leistung, einer Produkt​gruppe, eines Auftrags etc. 

Deckungsbeitragsrechnung

Variante der Teilkostenrechnung, bei der die Differenz zwischen Erlösen und variablen Kosten bzw. relativen Ein​zelkosten ermittelt wird. Echte Gemeinkosten werden nicht geschlüsselt. 

Degressive variable Kosten

Eine relative Beschäftigungsänderung führt zu einer gerin​geren relativen Kostenänderung, d.h., die Kosten steigen langsamer als die Ausbringung (Materialkosten mit gestaffeltem Mengenrabatt) siehe auch ( Kostendegression.

Dienstleistungskosten

Hierunter werden alle Lieferungen außenstehender Dienstleistungsunternehmen verstanden (Trans​port-, Re​paratur-, Rechtsberatungs-, Werbe-, Reise-, Prüfkosten etc.). 

Mieten und Pachten sowie Kosten für Wasser, Strom und Gas fallen auch unter die Dienstleistungs​kosten, obwohl sie im strengeren Sinne als Betriebsstoffkosten zu den Werkstoffkosten gehören. 

Differenzierende Zuschlagskalkulation

Die Gemeinkosten werden bei diesem Verfahren nicht mehr summarisch, sondern nach Kostenstellen bzw. Kostenplätzen differenziert, als Zuschlag auf unterschiedli​che Bezugsgrößen. Die Bezugsgrößen​kalkulation führt bei der praktischen Anwendung konsequenterweise zur Grenzkostenrechnung und zur Plankostenrechnung. Es ist das allgemeinste Kalkulationsverfahren, in dem alle ande​ren Verfahren als Spezialfälle enthalten sind. 

Direct Costing (Grenzkostenrechnung)

Einfaches System der Teilkostenrechnung, welches auf ei​ner Unterscheidung der Kosten in fixe und variable Be​standteile beruht. Bei dem einfach gestuften Direct Costing werden die Fixkosten als Block behandelt, der dem Überschuss der Erlöse über die variablen Kosten ge​genübergestellt wird. ( Fix​kostendeckungsrechnung. 

Divisionskalkulation

Gesamtkosten des Betriebs (Bereichs) werden ohne Diffe​renzierung in Einzel- und Gemeinkosten durch die herge​stellten oder abgesetzten Stückzahlen dividiert. Bei der Di​visionskalkulation unterscheidet man die ( Äquivalenz​ziffernverfahren von denen der Divisionskalkulation im eigentlichen Sinne

Bei den zuletzt genannten Verfahren muss bei der einstufi​gen Divisionskalkulation ein Einproduktbetrieb vorliegen, in dem keine Lagerbestandsveränderungen während der Periode eingetreten sind. Hebt man die Voraussetzung der Lagerbestandsveränderung auf und lässt Läger zwischen den einzelnen Produk​tionsstufen zu, dann ist die mehr​stufige Divisionskalkulation anzuwenden. Es werden die Kosten einer jeden Stufe durch die bearbeiteten Mengen dividiert. 

Durchschnittskosten

Durchschnittskosten sind die Kosten je Produkteinheit. Man errechnet die durchschnittlichen Stückkos​ten, indem man die Gesamtkosten durch die Ausbringungsmenge di​vidiert. 

Durchschnittskosten k = K/x
Durchschnittsprinzip

Bei dem Prinzip der Durchschnittsbildung wird die Frage gestellt: Welche Kosten entfallen im Durch​schnitt auf wel​che Kostenträger? Im Falle eines Mehrproduktbetriebs muss diese Verteilung mit Hilfe bestimmter Schlüssel​größen vorgenommen werden. 

Einzelkosten

Teilt man die gesamten Kosten nach Art der Verrechnung, dann werden diese in Einzel- und ( Ge​meinkosten ge​gliedert. Einzelkosten lassen sich direkt den einzelnen be​trieblichen Leistungen zurech​nen. Sie werden ohne Ver​rechnung über die KostensteIlen auf die einzelnen Kosten​träger kalkuliert, z.B. Einzellohnkosten (Akkordlöhne), Einzelmaterialkosten (Holz in der Möbelindustrie). Ein​zelkosten werden immer durch das eine produ​zierte Stück verursacht und sind damit eindeutig den variablen Kosten zuzurechnen.

Engpassbezogener Deckungsbeitrag

Deckungsbeitrag bezogen auf die in Anspruch genom​mene Maßeinheit eines Engpasses (knappe per​sonelle oder materielle Kapazitäten, knappe Rohstoffe etc.) des Unter​nehmens. Relevantes Kriterium für kurzfristige Entschei​dungen über die Annahme/Ablehnung von zusätzlichen Aufträgen bei begrenz​ten Kapazitäten.

Entscheidungsorientiertes Rechnungswesen

Bereitstellung von entscheidungsrelevantem (Daten sind relevant, wenn sie in einer bestimmten Situa​tion das mit​teilen, was bekannt sein muss, um ein Problem zu lösen) Zahlenmaterial und Lieferung adäquater (Daten sind adäquat, wenn sie kurzfristig verfügbar und so aufbereitet und verlässlich sind, dass der Informationsadressat sie verste​hen und zur Entscheidungsfindung heranziehen kann) Daten der Kostenrechnung und der Finanzbuchhaltung für dispositive Zwecke (Ermittlung der relevanten Kosten, Ermittlung relevanter Daten für die Liquiditäts- und Fi​nanzplanung).

F & E und Konstruktionsstellen

Diese Stellen werden in der Praxis unterschiedlich behan​delt: Als eigener Kostenbereich, oder die Stelle wird zu der allgemeinen KostensteIle gezählt, z.B. Zentrallabor, Versuchswerkstatt, PatentsteIle, Konstruktionsabteilung, Zeichnungsarchiv etc. 

Fertigungslöhne

Lohnkosten, welche unmittelbar für die Fertigungspro​zesse, d.h. für Arbeiten an den zu erstellenden Produkten, anfallen. 

Fertigungsstellen

Fertigungsstellen beschäftigen sich mit der eigentlichen Leistungserstellung: mittelbar (Arbeitsvorbe​reitung, Ter​minstelle), unmittelbar (Gießerei, Montage, Produktions​maschinen für bestimmte Produkte). Teilt man diese Stel​len nach der Art der Abrechnung auf, können FertigungshauptsteIlen (Verrichtun​gen an den eingesetzten Werk​stoffen) und Fertigungshilfsstellen (Hilfsaufgaben für den Fertigungspro​zess) unterschieden werden. 

Fixe Kosten

Kosten, deren Höhe unabhängig von den Veränderungen einer Kosteneinflussgröße (z.B. Beschäfti​gung) ist (Ab​schreibungen auf Maschinen oder die Steuern und Versi​cherungen für den Fuhrpark). 

Fixkostendeckungsrechnung (mehrstufiges Direct Costing)

Weiterentwicklung des ( Direct Costing, bei dem der Fixkostenblock nach rechnungszielabhängigen Merkmalen in mehrere Fixkostenbereiche (Fixkosten, die nur Bereit​schaftskosten für ein bestimmtes Produkt, bestimmte Produktgruppe oder einen Bereich sind, werden in Erzeugnisfixkosten, Erzeugnis​gruppenfixkosten oder Be​reichsfixkosten unterteilt) gestuft wird. 

Fixkostendegression

Der hyperbolische Verlauf der fixen Stückkosten (Verlauf bei zunehmender Ausbringung), bei einer line​aren Kos​tenfunktion, wird als Fixkostendegression bezeichnet. 

Flexible Plankostenrechnung

Den Nachteil der starren Plankostenrechnung (unterschiedliche Ursachen für Kostenabweichungen) versucht die flexible Plankostenrechnung zu beheben. Dies geschieht dadurch, dass die Periodenkosten in beschäftigungsunabhängige Fixkosten und in beschäftigungsabhän​gige Proportionalkosten aufgeteilt werden. Dadurch kann für jeden anderen Beschäftigungsgrad als den der Durch​schnittsbeschäftigung, ein Sollkostensatz angegeben werden, der die unterschiedlichen Fixkostenanteile berücksichtigt. Dann können bei Abweichungen Beschäf​tigungs- und Verbrauchsabweichungen unterschieden werden. Die Verbrauchsabweichung ist die Differenz aus den Istkosten und den zugehörigen Sollkosten der Ist​be​schäftigung. Die Beschäftigungsabweichung einer KostensteIle ergibt sich als Differenz zwischen der Sollkostenkurve und den verrechneten Plankosten. Bei Unterbeschäftigung entstehen dabei Leerkosten, weil zu geringe Vollkosten verrechnet wurden, bei Überbeschäftigung kommt es zum umgekehrten Fall (Kostenüberdeckung). 

Gemeinkosten

Sie sind nur indirekt den einzelnen Kostenträgern zure​chenbar; sie werden nicht von einer Produktein​heit alleine verursacht und werden daher über Schlüsselgrößen (Gemeinkostenzuschläge) verteilt, z.B. Gehälter bei Verwal​tung, Versicherungsprämien für Produktionsgebäude etc.
Bei der Gliederung der Kosten nach dem Verhalten bei Beschäftigungsschwankungen unterscheidet man nach va​riablen und nach fixen Kosten. Der Zusammenhang zwi​schen Fixkosten und Gemeinkos​ten lässt sich dann wie folgt darstellen: Fixkosten sind immer Gemeinkosten (z.B. Kosten der Ferti​gungsvorbereitung), aber Gemeinkosten sind nicht immer Fixkosten, sondern können auch varia​ble Kosten sein (z.B. Kosten für Kuppelprozesse). 

Gesamte Durchschnittskosten

Die gesamten Stückkosten (gesamte Durchschnittskosten bei linearer Gesamtfunktion) werden errech​net, indem die Gesamtkosten (variable und fixe Kosten) eines Produkts durch dessen Ausbringungs​menge geteilt werden.

	Gesamte Stückkosten k = K/x + Kp/x + Ky/x - kp + ky


Gesamtkostenverfahren

Ermittlung des Periodenerfolgs, bei dem die Gesamt​leistung (Verkaufserlöse, sonstige Erträge und die zu Her​stellungskosten bewerteten Bestandsveränderungen) den Gesamtkosten gegenübergestellt wird. Die Gesamtkosten werden dabei nach den verschiedenen Kostenarten (Mate​rial, Löhne, Ab​schreibungen etc.) gegliedert. ( Umsatz​kostenverfahren 

Gleichungsverfahren

Eine Variante des Kostenstellenumlageverfahrens, das die exakteste Lösungsmethode liefert und die Verrechnungs​sätze für die innerbetrieblichen Leistungen mit Hilfe eines Systems linearer Gleichungen ermittelt, dessen Variablen die gesuchten Verrechnungssätze sind und dessen Glei​chungszahl mit der Anzahl der Hilfskostenstellen über​einstimmt. In der monatlichen Abrechnung werden Festpreise (Nor​mal- oder Planverrechnungssätze) zur Be​wertung der Istverbrauchsmenge verwendet. Mit diesen Soll​kosten ist auch in den Hilfskostenstellen eine Kosten​kontrolle möglich. 

Grenzkosten

Es handelt sich hierbei um den Gesamtkostenzuwachs, der durch die Produktion der jeweils letzten Ausbringungsein​heit verursacht wird. Die Grenzkosten sind auf eine Ein​heit bezogen und entsprechen der Zunahme (Verringe​rung) bei der Veränderung der Ausbringung um diese Ein​heit.

	Gesamtkosten K = 60x + 40
Grenzkosten K' = 60


Grenzkostenplanrechnung

Die auf der Teilkostenrechnung beruhende Form der Plankostenrechnung, die zwischen fixen und vari​ablen Kostenbestandteilen trennt und lediglich für die variablen Kosten Plan- bzw. Sollwerte für alterna​tive Beschäfti​gungsgrade ermittelt, wobei im Allgemeinen ein linearer Kostenverlauf angenommen wird. Der Aufbau entspricht der ( flexiblen Plankostenrechnung auf Vollkostenbasis. Der Unterschied besteht darin, dass in die innerbetriebli​chen Leistungen und in die Plankalkulationssätze der Ko​stenstellen keine fixen Kosten einbezogen werden. In der Grenzkostenplanrechnung werden nur variable Kosten in den Plankalkulationssatz aufgenommen. Die fixen Kosten werden als Fixkostenblock vorgegeben. 

Hauptkostenstellen

Die KostensteIlen, deren Kosten nicht auf andere KostensteIlen, sondern direkt auf Kostenträger ver​rechnet wer​den. 

Hilfskostenstellen

Die KostensteIlen, deren Kosten nicht direkt auf Kosten​träger, sondern erst auf andere (Hilfs- oder Haupt-)KostensteIlen umgelegt werden, sie tragen nur mittelbar zur Güterentstehung bei (Kosten des Allgemeinen Be​reichs, die HilfskostensteIlen sind, denn sie geben ihre Leistung nicht unmittelbar an die betrieblichen Produkte ab, sondern als innerbetriebliche Leistungen an andere KostensteIlen. Werden diese Kosten aber auf die Kosten​träger direkt verrechnet, dann ist diese Stelle eine Haupt​kostensteIle).

(ibL ( Innerbetriebliche Leistungsverrechnung)

Innerbetriebliche Leistungen

Sogenannte Eigenleistungen oder Innenaufträge, die von einzelnen KostensteIlen für andere Kosten-steIlen des Be​triebs erbracht werden (Leistungen des Allgemeinen Be​reichs, wie z.B. Erzeugung von Strom oder Gas, eigene Transportleistungen, selbsterstellte Modelle, Werkzeuge, eigene Reparatur​leistungen etc.).

Innerbetriebliche Leistungsverrechnung (ibL)

Verteilung der Kosten für die Erstellung der innerbetrieb​lichen Leistungen auf die empfangenden Kos​tensteIlen. Im Hinblick auf die Art der Berücksichtigung des wechsel​seitigen Leistungsaustauschs zwi​schen den KostensteIlen werden vor allem drei Verfahren verwendet: ( Glei​chungsverfahren, ( Stu​fenleiterverfahren und ( Anbau​verfahren. Die Unterschiede bei den Verfahren beruhen auf der unter​schiedlich gewichteten Berücksichtigung der Leistungsströme zwischen den HilfskostensteIlen bei den einzelnen Verfahren der ibL.

Intervallfixe Kosten

Innerhalb bestimmter Beschäftigungsbereiche verhalten sich diese Kosten fix. Beim Überschreiten be​stimmter Be​schäftigungsgrenzen steigen die Kosten sprunghaft an, um dann bis zum nächsten Be​schäftigungsintervall wieder fix, aber höher zu verlaufen (z.B. Vorarbeitergehälter oder Ma​schinenab​schreibungen).

Istkosten

Kosten, die für ein Kalkulationsobjekt tatsächlich entstan​den sind, ( Plankostenrechnung. 

Istkostenrechnung

System der Kostenrechnung, welche die tatsächlichen an​gefallenen Kosten (vergangenheitsbezogen) der Abrech​nungsperiode verrechnet.

Kalkulationssätze

Nach der Durchführung der ( ibL sind alle entstandenen Gemeinkosten auf die HauptkostensteIlen umgelegt. Als nächster Schritt erfolgt die Bildung der Kalkulationssätze, die folgende Aufgaben haben: Sie stellen das Bindeglied zwischen KostensteIlenrechnung und Kostenträgerrech​nung dar (Verrech​nung der Gemeinkosten auf die Kostenträger nach dem Verursacherprinzip); Kalkulationssätze bilden die Grundlage der Kostenkontrolle (dienen der Er​mittlung der Sollkosten für den Soll-Ist-Vergleich, in​dem man den Plankalkulationssatz mit der Istbezugsgröße mul​tipliziert); Kalkulationssätze sind selbst relevante Kosten oder dienen der Errechnung der Kosten. 

Kalkulationssatz = Kostenbeitrag pro

Bezugsgrößeneinheit

Der Quotient aus Kosten und Bezugsgrößen wird bei den HauptkostensteIlen „Kalkulationszinssatz“ genannt und bei den HilfskostensteIlen „Innerbetrieblicher Verrech​nungssatz“, obwohl grundsätzlich kein Unterschied zwi​schen beiden Sätzen besteht.

Sind die Kosten und Bezugsgrößen Ist-, Normal- oder Planwerte, dann erhält man Ist-, Normal- oder Plankalku​lationssätze.

Sind die Kosten Voll- oder Grenzkosten, dann erhält man Voll- oder Grenzkalkulationssätze.

Kalkulationsverfahren

Man unterscheidet zwei Hauptgruppen von Kalkulations​verfahren: die Divisionskalkulation (einschließ​lich der Kuppelverfahren) und die Zuschlagskalkulation mit je​weils unterschiedlichen Varianten für die einzelnen Ver​fahren.

Kalkulatorische Kosten

Kosten, denen entweder kein Aufwand oder Aufwand in einer anderen Höhe gegenübersteht, z.B. kalk. Unterneh​merlohn, kalk. Mieten, kalk. Eigenkapitalzinsen etc. Diese Kosten werden eigens für Zwecke der Kostenrechnung ermittelt. Sie müssen verrechnet werden, damit in der Kostenrechnung der korrekte Werteverzehr an Produkti​onsfaktoren berücksichtigt wird. ( Anders- und ( Zu​satzkosten

Kosten

Kosten sind der bewertete Verzehr von Produktionsfakto​ren und Dienstleistungen (einschl. öffentlicher Abgaben [Steuern]), der zur Erstellung und zum Absatz der betrieb​lichen Leistungen sowie zur Auf​rechterhaltung der Be​triebsbereitschaft (Kapazität) erforderlich ist (wertmäßiger Kostenbegriff). Sie werden in variable, intervallfixe und fixe Kosten unterteilt. Aufwendungen und Kosten lassen sich wie folgt voneinander abgrenzen (vgl. Abb. S. 15).

Kostenarten

Bestandteile der Kosten, die sich aus der Aufteilung der Gesamtkosten nach bestimmten Merkmalen ergeben. Bei​spiel: Gehälter, Löhne, Mieten, Versicherungen, Hilfs- und Betriebsstoffe etc. 

Kostenartenrechnung

Teilsystem der Kostenrechnung, in dem die Kosten einer Periode nach bestimmten Kriterien erfasst und gegliedert werden. Die Fragestellung lautet: Welche Kosten sind ins​gesamt in welcher Höhe angefallen? 

Die Kostenartenrechnung ist die Grundlage der Kosten- und Leistungsrechnung. Sie dient der systema​tischen Er​fassung sämtlicher Kosten, die bei der Erstellung und Ver​wertung der betrieblichen Leistungen in der Abrechnungs​periode angefallen sind, und liefert die Basisinformationen für die darauf aufbauende Kostenstellen- und Kostenträ​gerrechnung. 

Kostendegression

Steigt die produzierte und abgesetzte Menge, dann sinken die Fixkosten pro Stück. Das bezeichnet man als (Fix-)Kostendegressionseffekt. Zusätzlich kann noch ein Kosten​vorteil auf der Einkaufsseite entste​hen durch Mengenra​batte ( degressive variable Kosten; Fixkostendegression. 

Kostenrechnung

Die Kostenrechnung verfolgt den Weg der Produktions​faktoren im betrieblichen Kombinationsprozess und be​schränkt sich auf die rechnerische Erfassung des Wertever​zehrs, der durch die Leistungserstel​lung und Leistungs​verwertung verursacht wird, die Kosten. Aufgabe der Kostenrechnung ist dabei die Kostenkontrolle, die Kalku​lation und die Bereitstellung von Zahlenmaterial für dispositive Zwecke (Er​mittlung der relevanten Kosten). 

Kostenrechnungssysteme

Kostenrechnungssysteme werden durch zwei Kriterien be​schrieben: Durch den Zeitbezug der verrech​neten Kosten (Normal-, Ist- und Plankostenrechnungssysteme) und durch den Sachumfang der auf die Kostenträger verrech​neten Kosten (Voll- und Teilkostensysteme). 

Kostenstellen

Orte der Kostenentstehung, die nach den unterschied​lichsten Verantwortungsbereichen abgegrenzt werden kön​nen (nach Funktionen: MaterialsteIlen, Fertigungsstellen, Vertriebsstellen etc.; nach Art der Abrechnung: Haupt​kostenstellen und HilfskostensteIlen) und die im Betrieb kostenrechnerisch und selbständig abgerechnet werden. 

Kostenstellenrechnung

Dieses Teilsystem der Kostenrechnung, das auf der Kos​tenartenrechnung aufbaut, verteilt die Kosten, die den Kostenträgern nicht unmittelbar als Einzelkosten zuge​rechnet werden können, auf die einzel​nen Betriebsberei​che – KostensteIlen –, in denen sie angefallen sind. 

Kostenträger

Endprodukteinheiten, innerbetriebliche Leistungen oder Aufträge, die einen Güter- und Dienstleistungs​verzehr ausgelöst haben und denen daraus die Kosten zugerechnet werden sollen. Man unterscheidet hierbei zwischen Ab​satzleistungen und innerbetrieblichen Leistungen. 

Kostenträgerrechnung

Die letzte Stufe des Abrechnungsgangs innerhalb der Kos​tenrechnung hat die Aufgabe, für alle erstell​ten Güter und Dienstleistungen – Endproduktarten und -einheiten – die Stückkosten zu ermitteln. Die Fragestellung lautet: Wofür sind welche Kosten in welcher Höhe pro Stück angefallen? Die Aufgaben der Kostenträgerrechnung bestehen darin, die Herstell- und Selbstkosten der Kostenträger zu ermit​teln, um die Bewertung der Bestände an Halb- und Fertig​fabrikaten zu ermöglichen, die Durchführung der kurz​fristigen Erfolgsrechnung zu gewährleisten, Unterlagen für preispolitische Entscheidungen zu erhalten und Ausgangs​daten für Problemstellungen der Planungsrechnung zu ge​winnen. Die Kostenträgerrech​nung erfüllt diese Aufgaben als ( Kostenträgerzeitrechnung bzw. als ( Kostenträger​stückrechnung.

Kostenträgerstückrechnung

Die Kostenträgerstückrechnung ermittelt die Selbst- bzw. Herstellkosten der betrieblichen Leistungs​einheiten; sie ist die eigentliche Kalkulation. Nach dem Zeitpunkt der Durchführung der Kalkulation un​terscheidet man die ( Vorkalkulation, die ( Zwischenkalkulation und die ( Nachkalkulation. 

Kostenträgerzeitrechnung

Es handelt sich hierbei um eine Periodenrechnung, die nach Leistungsarten gegliedert ist und die ins​gesamt ange​fallenen Kosten verrechnet. 

Kuppelkalkulation

Die Kuppelproduktion ist dadurch gekennzeichnet, dass bei ein und demselben Fertigungsprozess tech​nisch zwangsläufig mehrere Erzeugnisse in einem i.d.R. festen Mengenverhältnis entstehen. Ziel der Kuppelkalkulation ist hierbei, die Gesamtkosten des Prozesses auf die einzel​nen Kuppelprodukte zu verteilen. Dabei versagt das Ver​ursachungsprinzip, da sich in keinem Falle sagen lässt, welche Produkte welchen Anteil an den Gesamtkosten des Kuppelprozesses verursacht haben. 

Es gibt zwei Kuppelkalkulationsmethoden, die auf dem Grundgedanken der Divisionskalkulation auf​bauen und „fast willkürliche“ Kalkulationsergebnisse liefern: die Rest​wertmethode (Kosten des Haupt​produkts Gesamtkosten abzgl. Nettoerlöse der Nebenprodukte) und die Vertei​lungsmethode (Aufteilung der Kosten nach Tragfähigkeit (Erlösen), Äquivalenzziffern, Heizwerten o.a.). 

Leerkosten

Siehe ( Beschäftigungsabweichung

Leistungskosten

Kosten, die durch die Einzelleistungen des Unternehmens direkt entstehen und somit beschäftigungsab​hängig sind (Leistungskosten [direkte Kosten]: Fertigungslöhne, Ferti​gungsmaterialien, Sondereinzel​kosten der Fertigung und des Vertriebs). Die Leistungskosten sind gleichzeitig die Kalkulationsbasis der Preisuntergrenze. Vgl. auch ( Be​reitschaftskosten. 

Materialkosten

Die Summe aus den Kosten des Fertigungsmaterials und den Materialgemeinkosten. Es erfolgt grund​sätzlich eine getrennte Mengen- und Preiserfassung, wobei schon bei der Erfassung zwischen Einzel- und Gemeinkosten unter​schieden wird.

Materialstelle

HilfskostensteIle, deren Aufgabe die Bestellung, Prüfung und Lagerung sowie der innerbetriebliche Transport der zur Produktion erforderlichen Roh-, Hilfs- und Betriebs​stoffe ist.

Nachkalkulation

Ex post (= im Nachhinein) durchgeführte Kalkulation. Es sollen die Istkosten der während einer Abrech​nungsperi​ode erstellten und verkauften Leistungseinheiten ermittelt werden. Die Ergebnisse dienen als Grundlage für die Er​gebniskontrolle.

Normalkosten

Aus den Istkosten vergangener Perioden abgeleitete Durchschnittsgröße.

Opportunitätskosten

Entgangene Gewinne, die man in Kauf nehmen muss, wenn man einen knappen Produktionsfaktor ei​ner ande​ren erfolgbringenden Alternative entzieht (der besten nicht mehr realisierten Alternative).

Pagatorischer Kostenbegriff

Als Kosten werden nur die mit der Leistungserstellung ver​bundenen Auszahlungen angesehen.

Personalkosten

Zu den Personalkosten werden alle Kosten gerechnet, die durch den Produktionsfaktor Arbeit unmittel​bar und mit​telbar entstanden sind. Sie lassen sich in die folgenden Hauptgruppen einteilen: Löhne, Gehälter, gesetzliche Sozialkosten, freiwillige Sozialkosten und sonstige Personal​kosten.

Löhne werden in Fertigungs- (unmittelbar an der Herstel​lung des Produkts beteiligt: Fertigungsarbeiter) und Hilfslöhne (nur mittelbar an der Produktion beteiligt: Vorarbeiter, gelernte Arbeiter) unterteilt. Gehälter sind Arbeitsentgelt für Angestellte, sie entsprechen einer Zei​tentlohnung und sind Gemeinkosten. Die gesetzlichen Sozialkosten unterteilen sich in Ren​ten-, Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung.

Die freiwilligen Sozialkosten werden in zwei Gruppen ein​geteilt: primäre freiwillige Sozialkosten (zu​sätzliche Zah​lungen zur Sozialversicherung, freiwillige Pensionszusa​gen, Beihilfe für Fahrt und Ver​pflegung, zur Ausbildung etc.) und sekundäre freiwillige Sozialkosten (Kosten für die Krankenstation, Bücherei, Werkszeitung, Sportplatz, Kantine etc.). 

Sonstige Personalkosten entstehen beim Personalwechsel durch Inserats-, Vorstellungs-, Umzugs- und Abfindungs​kosten. 

Plankalkulation

Im Gegensatz zur Vorkalkulation, die sich nur auf einen speziellen Auftrag bezieht, hat die Plankalkula​tion Gültig​keit für eine Planungsperiode, die i.d.R. ein Jahr beträgt. 

Plankosten

Kosten, bei denen sowohl das Mengen- oder Zeitgerüst als auch die Wertansätze geplante Größen sind.

Plankostenrechnung

System der Kostenrechnung, bei dem versucht wird, Kos​tenvorgaben mit Hilfe von technischen Berech​nungen und Verbrauchsstudien festzulegen. Die errechneten Plan- bzw. Sollwerte dienen der perma​nenten Kontrolle der Istkosten. Man unterscheidet zwischen einer starren und einer flexiblen Plankos​tenrechnung. Bei der ( star​ren Plankostenrechnung wird die Planbeschäftigung fest​gelegt und nicht auf die Istbeschäftigung umgelegt. Bei der ( flexiblen Plankostenrechnung werden die Plan​kosten an die auftretenden Beschäftigungsänderungen an​gepasst. Dabei erfolgt eine Trennung der Kosten in fixe und variable Bestandteile. Durch den Vergleich der Istkosten mit den Sollkosten führt man eine leistungsfä​hige Kostenkontrolle, den Soll-Ist-Vergleich ein. 

Primäre Kosten

Nach der Art der Herkunft der Kostengüter unterscheidet man primäre und ( sekundäre Kosten. Primä​ren Kosten (ursprüngliche, einfache Kosten) liegen Faktormengen zu​grunde, die der Betrieb von außen (Beschaffungsmärkte) bezogen hat, z.B. Lohnkosten, Materialkosten etc. 

Progressive variable Kosten

Die Kosten steigen schneller als die Ausbringung; z.B. Energiekosten (wenn Maschinen mit überhöhter Inten​sität gefahren werden). 

Proportionale variable Kosten

Ist die Kosteneinflussgröße der variablen Kosten die Be​schäftigung, dann führt jede Beschäftigungsän​derung (in %) zur gleichen Änderung der Kostenhöhe (Akkord​löhne, wobei für jede Ausbringungseinheit in gleicher Höhe bezahlt wird). 

Realwirtschaftlicher Kostenbegriff

Kostenbegriff von E. Schneider wonach nur ein Ver​brauch von Realgütern zu Kosten führt, während z.B. Zin​sen sogenannte „Als-ob-Kosten“ darstellen.

Regressive variable Kosten

Jede relative Beschäftigungsveränderung führt zu einer re​lativen Kostenänderung mit umgekehrten Vorzeichen, d.h., wenn die Beschäftigung steigt, dann sinken die Ge​samtkosten absolut und umgekehrt. Der Verlauf der Regression kann dann wiederum linear, unter- oder über​proportional sein (treten in der Praxis selten auf, z.B. Warmhaltekosten in einer Gießerei). 

Relative Einzelkosten

Kosten, die sich für eine bestimmte Bezugsgröße in einer Hierarchie (Produkt, Produktgruppe, Kos​tensteIle, Be​reich, Unternehmen) gerade noch als Einzelkosten er​fassen/zurechnen lassen, aber in Bezug auf spezielle Kalku​lationsobjekte Gemeinkosten sind. Die Unterscheidung zwischen Einzel- und Gemeinkosten kann nur relativ vor​genommen werden und ist abhängig von der jeweils betrachteten Bezugsgröße, z.B. werden die Gehälter der Geschäftsleitung generell als Gemeinkosten angesehen; im System der Deckungsbeitragsrechnung mit relativen Ein​zelkosten handelt es sich dagegen um Ein​zelkosten des Be​zugsobjekts „Geschäftsleitung“, welches für andere Be​zugsobjekte Gemeinkostencha​rakter hat. 

Relevante Kosten

Kosten, die im Zusammenhang mit einer Entscheidung über eine bestimmte Handlungsalternative ste​hen bzw. tatsächlich verändert werden können (bei Fixkosten ist dies eben nicht der Fall oder erfordert eine längerfristige Betrachtung). 

Sekundäre Kosten

Sekundäre Kosten (gemischte, zusammengesetzte oder ab​geleitete Kosten) entsprechen dem geld​mäßigen Äquivalent des Verbrauchs an innerbetrieblichen Leistungen. Die Kosten entstehen erst bei der Erstellung der innerbetriebli​chen Leistungen und stellen gleichzeitig den Preis der Leistung dar, den die Kostenstelle für die empfangene Leistung entrichten muss. 

Selbstkosten

Stückkosten der Kostenträgereinheit (Produkte), die nach den Prinzipien der ( Vollkostenrechnung im Schema der Zuschlagskalkulation ermittelt werden. Sie entsprechen der Summe aus den Herstellungs​kosten, den Vertriebs​kosten und den Verwaltungs- und Vertriebsgemeinkosten.

Soll-Ist-Vergleich

Verfahren der Wirtschaftlichkeitskontrolle, bei dem tatsächlich realisierte Istgrößen an methodisch ein​wand​frei ermittelten Planzahlen (Soll-Werten) gemessen wer​den. 

Sondereinzelkosten

Sondereinzelkosten sind pro Auftrag erfassbar, z.B. Son​dereinzelkosten des Vertriebs: Verpackungs​material, Frachten etc. 

Starre Plankostenrechnung

Bei der starren Plankostenrechnung werden für jede KostensteIle (aufgeteilt nach Einzel- und Gemein​kosten) Plankosten lediglich für einen einzigen Beschäftigungs​grad, nämlich die jährliche Durchschnitts​beschäftigung (Plan- oder Sollbeschäftigung) ermittelt. Diese Plankosten pro KostensteIle bilden die alleinige Ausgangsgröße für die Berechnung des Plan-Kalkulationssatzes. Den Plan-Kalkulationssatz erhält man, indem man die Plankosten durch die Planbeschäftigung (Maschinenstunden, Anzahl der Leistungseinheiten etc.) dividiert. Es handelt sich hierbei um einen Vollkostenverrechnungssatz. Multipli​ziert man die Istbeschäftigung mit dem Plan-Kalkulationszinssatz, so erhält man die Sollkosten bei Istbeschäftigung. Bei ei​nem Vergleich mit den Istkosten und einer festgestellten Differenz kann diese auf Beschäftigungsabweichungen und Verbrauchsabweichungen zurückgeführt werden. Welche der beiden Ursachen vorliegt, lässt sich mit der starren Plankostenrechnung aber nicht mehr feststellen. ( Flexible Plankostenrechnung 

Stufenleiterverfahren

Das Stufenleiterverfahren ist eine Näherungsmethode zur schrittweisen Berechnung der innerbetriebli​chen Verrech​nungssätze. Dabei werden bei jeder abzurechnenden Hilfs​kostensteIle die Leistungen von HilfskostensteIlen, die noch nicht abgerechnet sind, vernachlässigt. Man nimmt die HilfskostensteIle, die die geringsten Leistungen von anderen Stellen empfängt. Die primären Kosten der Stelle werden dann entsprechend der Leistungsabgabe auf die anderen KostensteIlen umgelegt. Danach können in der glei​chen Weise die Kosten der zweiten KostensteIle, in der jetzt schon sekundäre Anteile enthalten sind, auf die restli​chen Stellen verteilt werden. 

Die gesamten Gemeinkosten eines Unternehmens werden als ein (summarischer) Zuschlag verrech​net. Als Zu​schlagsgrundlage verwendet man entweder die Einzelma​terialkosten oder die Einzellohn​kosten oder die gesamten Einzelkosten. 

Summarische Zuschlagskalkulation/Teilkostenrechnung

Systeme der Kosten- und Leistungsrechnung, in denen alle angefallenen Kosten erfasst werden, je​doch nur bestimmte Teile davon auf die Endprodukteinheiten als Kostenträger verteilt werden, um De​ckungsbeiträge zu ermitteln. In der Regel werden bei der Teilkostenrechnung (Grenzkosten​rechnung) nur die variablen Kostenteile auf die Leistun​gen verrechnet und die Fixkosten en bloc in die Erfolgs​rechnung übernommen. Nun ist die Grenzkostenrech​nung nur eine Form der Teilkostenrechnung. An​dere Teil​kostenrechnungen setzen bei den Fixkosten an, die nicht mehr als Block verrechnet werden, sondern eine differen​zierende Aufspaltung der Fixkosten für bestimmte disposi​tive Zwecke vornehmen (stufenweise Fixkostendeckungs​rechnung), oder es werden nur Einzelkosten verrechnet (relative Ein​zelkosten- und ( Deckungsbeitragsrech​nung) oder es werden nur Kosten verrechnet, die gleich​zeitig zu Auszahlungen führen. Die Kalkulation der Teil​kostensysteme erfolgt meist retrograd; ausgehend vom Bruttoerlös durch Abzug der variablen Kosten wird die Deckungsspanne des Produkts/Produktart ermittelt. 

Tragfähigkeitsprinzip

Dieses Prinzip (Prinzip der Kostentragfähigkeit, Belastbar​keits- oder Deckungsprinzip) ist ein Spezialfall des Durch​schnittsprinzips für Bezugsgrößen. Dabei werden die Kosten, die man nicht direkt zurechnen kann, im propor​tionalen Verhältnis zu den Absatzpreisen oder Deckungs​beiträgen der Kostenträger auf eben diese verrechnet. 

Umsatzkostenverfahren

Bei diesem Verfahren zur Ermittlung des Periodenerfolgs werden den Verkaufserlösen und sonstigen Erträgen nur die Kosten der abgesetzten Leistungen (Produkte, Dienst​leistungen, Waren) gegenüber​gestellt; die Bestandsverän​derungen an fertigen/unfertigen Erzeugnissen bleiben außer Betracht, da sie ohnehin mit ihren Kosten bewertet werden und für sich betrachtet erfolgsneutral sind. Vgl. auch ( Ge​samtkostenverfahren sowie die Darstellung in Teil 5/8.5, S. 33. 

Unechte Gemeinkosten

Es handelt sich hierbei um Einzelkosten, die der Pro​dukteinheit direkt zurechenbar sind, aber aus ab​rech​nungstechnischen Gründen wie Gemeinkosten behandelt werden, z.B. Nägel, Leim in der Möbelin​dustrie, Kosten für Energie (Unechte Gemeinkosten = variable Kosten). 

Variable Kosten
Kosten, deren Höhe von den Veränderungen einer be​stimmten Kosteneinflussgröße unabhängig sind, hier von der Beschäftigung. Die variablen Kosten werden unterteilt in proportionale, degressive, pro​gressive und regressive Kosten. 

Variable Stückkosten

Die variablen Stückkosten (variable Durchschnittskosten) werden errechnet, indem man die variablen Kosten eines Produkts durch dessen Ausbringungsmenge teilt. 

Variable Stückkosten kv = Kv/Kx

Vertriebskosten

Kosten, die im Zusammenhang mit dem Absatz der Kos​tenträger (Erzeugnisse) anfallen. 

Vertriebsstellen

Beschäftigen sich mit der Lagerung und dem Verkauf der Erzeugnisse, z.B. Werbe-, Verpackungslager-, Ausliefe​rungsabteilung. Es handelt sich hierbei um Hilfskosten​stellen. 

Verursachungsprinzip

Das Prinzip besagt, dass dem einzelnen Kostenträger nur jene Kosten zugerechnet werden dürfen, die dieser verur​sacht hat. Man kann das Verursachungsprinzip auch allge​meiner über die Kostenträger- und Kostenstellenrechnung hinaus auf die Kostenartenrechnung übertragen: Dort be​sagt es dann, dass als Kosten nur der bewertete Verzehr an Gütern und Dienstleistungen verrechnet werden darf, der durch die typische betriebliche Leistungserstellung verur​sacht worden ist; anderenfalls liegt neutraler Aufwand vor. 

Verwaltungskosten

Sämtliche für die Verwaltung anfallenden Kosten.

Verwaltungsstellen

Verwaltungsstellen beinhalten die Geschäftsleitung, Stabs​stellen, das Rechnungswesen, die Statistik und sonstige Verwaltungsarbeiten, z.B. Finanzbuchhaltung, Poststelle, Interne Revision etc. 

Vollkostenrechnung

System der Kosten- und Leistungsrechnung, in dem alle angefallenen Kosten auf die erstellten End​produkteinhei​ten als Kostenträger verrechnet werden. Der Verstoß gegen das Verursachungsprinzip bei den Fixkosten kann dazu führen, dass unternehmerische Fehlentscheidungen getrof​fen werden, da oftmals die für die Entscheidung relevan​ten Kosten nicht mit den Vollkosten übereinstimmen. Vollkos​ten werden meist progressiv kalkuliert, während Teilkostensysteme meist retrograd ermittelt werden. Bei progressiver Kalkulation werden zunächst die variablen Einzelkosten ermittelt. Diese dienen dann als Basis für dif​ferenzierte Gemeinkostenzuschläge zur Ermittlung der Herstell- und der Selbstkosten je Produkt oder Produktart. 

Vorkalkulation

Ex ante (= im Vornhinein) durchgeführte Kalkulation, die zur Entscheidung über die Auf​nahme/Ablehnung kurzfri​stiger Aufträge verwendet wird. 

Werkstoffkosten

Werkstoffkosten (Materialkosten, Stoffkosten) sind die mit ihren Preisen bewerteten Verbrauchsmen​gen an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen. Die Erfassung erfolgt in zwei Schritten. Erst werden die Verbrauchsmengen ermittelt und dann bewertet. Hierbei ist die Materialabrechnung, die Betriebsab​rechnung und die Finanzbuchhaltung betei​ligt. In der Materialabrechnung werden die Verbrauchs​men​gen festgestellt, die Betriebsrechnung nimmt die Be​wertung und die Weiterverarbeitung der Kosten​werte vor und die Finanzbuchhaltung liefert das benötigte Zahlen​material. 

Wertmäßiger Kostenbegriff

Der auf Schmalenbach zurückgehende Begriff ist der heute in der Kostenrechnung maßgebliche Kostenbe​griff. Er ist durch drei Merkmale gekennzeichnet: Es muss ein Güterverzehr vorliegen. Der Güterverzehr muss leistungsbezogen sein (deshalb liegen bei einer Spende an eine Partei keine Kos​ten, sondern neutrale Aufwendungen vor). Der Güterverzehr muss bewertet worden sein (welche Arten von Preisen für die Bewertung herangezogen werden, hängt vom jeweiligen Zweck der Bewertung ab: Bewertung zu Anschaffungs-, Wiederbeschaffungs-, Ta​ges-, Börsen-, Durchschnitts-, Verrechnungs- und Knapp​heitspreisen).

Zuschlagskalkulation

Es wird immer eine Trennung von Einzel- und Gemein​kosten vorgenommen. Die Einzelkosten werden den Leis​tungen direkt zugerechnet, die Gemeinkosten werden mit Hilfe von Kalkulationssätzen den Einzelkosten zugeschla​gen. Diese Kalkulation kommt zur Anwendung, wenn die Voraussetzungen der Divisionsverfahren nicht gegeben sind, z.B. Unternehmen mit Einzel- oder Serienfertigung vorliegen. Man unterscheidet nach der Art und Feinheit der Gemeinkostenzuschläge verschiedene Formen der Zu​schlagskalkulation: die ( summarische und die ( diffe​renzierte Zuschlagskalkulation. 

Zusatzkosten

( Kalkulatorische Kosten, denen kein Aufwand gegen​übersteht. Es handelt sich um einen Güter​verbrauch, der nur in der Kostenrechnung erfasst wird, z.B. Entgelte für die Mitarbeit des Inhabers, Zin​sen für Eigenkapital des Unternehmens. ( Anderskosten 

Zwischenkalkulation

Kann als Nachkalkulation für Halbfabrikate verstanden werden bzw. wird bei sehr langen Produktions​prozessen verwendet.
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Betriebsergebnis


+ Abschreibungen


= Cashflow


+ Zinsen


= erweiterter Cashflow
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Produktivität (Umsatz, Gesamtleistung)


je Beschäftigten, 


je Euro Personalkosten,


die Personalkostenquote (Personalkosten im Verhältnis zum Umsatz),


Rohertrag (Warenein�satz in % vom Umsatz) oder auch die 


Umsatzrentabilität (Betriebsergebnis vor Steuern im Verhältnis zum Um�satz in %) 
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